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Bremen soll notfalls vor dem

Bundesverfassungsgericht klagen.

Steuergeschenke an Hoteliers, zusätzliche Milliardengewinne für E.ON & Co. – 
Kahlschlag bei der Beschäftigungsförderung und fünf Euro für Hartz-IV-Beziehen-
de: Union und FDP betreiben Klientelpolitik auf dem Rücken der Arbeitslosen.  

Fraktion Bündnis 90/

DIE GRÜNEN in der 

Bremischen Bürger-

schaft

Telefon 0421/3011-0

Telefax 0421/3011-250

E-Mail: fraktion@ 

gruene-bremen.de

Internet: www.gruene-

fraktion-bremen.de

V.i.S.d.P.:

Matthias Makosch

Fraktion Bündnis 90/

DIE GRÜNEN

Schlachte 19/20

28195 Bremen

Gestaltung

Designbüro Möhlen-

kamp

Relaunch + Satz 

Thomas Kollande

Texte

M. Makosch

Fotos

E. Meier, M. Makosch, 

R. Boe, K.-F. Domnik, 

D. Dahl-Jensen (NEEM)

Druck: Geffken & 

Köllner, Bremen

Luneplate als
Naturschutzgebiet ausweisen

Die Grünen wollen den wertvollen Lebensraum für bedrohte Vogelarten dauerhaft sichern.  
Die Gewerbeansiedlung soll auf die dafür vorgesehenen 200 Hektar begrenzt bleiben.

Nachtflugverbot konsequent einhalten

Mehr Demokratie
S e i t e 3

 achtflüge sind eine Belastung für 

die AnwohnerInnen des Flughafens. 

„Die zahlreichen Sondergenehmigun-

gen für Nachtflüge müssen ein Ende 

haben. Sie dürfen nur noch in Notfällen 

erteilt werden. Das Nachtflugverbot 

muss endlich wieder konsequent 

eingehalten werden. Dafür setzen wir 

Grünen uns mit Nachdruck ein“, betont 

die verkehrspolitische Sprecherin Mai-

ke Schaefer.

 Die meisten Ausnahmen vom 

Nachtflugverbot werden mit Verspä-

tungen aufgrund von Umlaufproblemen 

begründet. Dafür muss aus Sicht der 

ie Grünen wollen die 

Luneplate dauerhaft als 

wertvollen Lebensraum 

für Tiere und Pflanzen an 

der Unterweser sichern. 

Dafür soll diese einge-

deichte Flussinsel künftig 

unter Naturschutz gestellt 

werden.

„Wir haben den Bau 

eines Offshore-Hafens auf 

der Luneplate abgewendet 

und einen ökologisch und 

ökonomisch geeigneteren 

Standort gefunden. Nun 

sollten wir den nächsten 

folgerichtigen Schritt ma-

chen und die Luneplate 

mit höherem Naturschutz 

ausweisen“, fordert der 

Bremerhavener Bürgerschaftsabgeordnete der Grünen Frank 

Willmann.

Ein großer Teil der Luneplate ist bereits als Teil des EU-

Vogelschutzgebietes „Unterweser“ vorgesehen. Dieses Areal 

hat herausragende Bedeutung als Rastgebiet für Zwergschwan, 

Nonnengans und Säbelschnäbler. Das Röhricht dient vielen 

Vogelarten als Brutgebiet. Zum Ausgleich für den Bau des 

Container-Terminals IV wendet Bremen auf der Luneplate viel 

Geld auf, um die Lebensräume für seltene Tiere und Pflanzen 

neu zu schaffen und zu verbessern. So entsteht z.B. ein weit-

läufiger Tidepolder mit einem verzweigten System neuer, von 

U
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grüne

nion und FDP haben den sozialen Kompass verloren.  

Das zeigen die Vorschläge zur Neuregelung der Re-

gelsätze, die Hartz IV-Beziehenden fünf Euro mehr 

bringen. Für Kinder ist überhaupt keine Regelsatz-Er-

höhung vorgesehen. Die Sanktionen will Schwarz-Gelb 

indes verschärfen, obwohl die Sozialgerichte schon 

heute die meisten angefochtenen Sanktionsbescheide 

wieder aufheben. Auch der Rentenzuschuss für ALG-

II-Beziehende entfällt, was absehbar zu Altersarmut 

führt. „Das Paket ist unsozial und undurchsichtig. Die 

Regelsätze sind anscheinend trickreich nach Kassen-

lage herbeigerechnet worden. Die vom Bundesver-

fassungsgericht geforderte transparente Berechnung 

sieht jedenfalls anders aus. Die Bundesregierung muss 

einen Regelsatz vorlegen, der der Menschenwürde 

auch entspricht und die soziale Teilhabe sichert“, so 

der sozialpolitische Sprecher Horst Frehe.

Die Bundesregierung hat bei ihrer Berechnung 

der Regelsätze nicht mehr die Ausgaben der unteren 

20 Prozent der Bevölkerung berücksichtigt, sondern 

nur noch die der unteren 15 Prozent. AufstockerInnen 

und Haushalte, die in verdeckter Armut leben, wurden 

nicht herausgerechnet. „Die Folge ist ein Zirkelschluss: 

Was vorher nur unzureichend an Leistungen gewährt 

wurde, wird jetzt Maßstab für die neue Bemessung“, 

kritisiert Horst Frehe. 

Zwar ist geplant, die Kinderregelsätze durch ein 

Bildungspaket zu ergänzen. Allerdings droht sich der 

verfassungsrechtliche Teilhabeanspruch in ein büro-

kratisches Monster zu verwandeln. Denn ob Nachhilfe 

oder andere Hilfen zur Erziehung benötigt werden, 

sollen künftig die MitarbeiterInnen der Jobcenter 

entscheiden und dafür Gutscheine abrechnen. „Das 

bedeutet den Aufbau einer zweiten Jugendhilfebe-

hörde für Minderjährige, die auf Sozialleistungen 

angewiesen sind. Das führt womöglich zu einem 

Zwei-Klassen-System in der Jugendhilfe“, warnt 

Horst Frehe.

Zum Einhalten des Lohnabstandsgebots von Ge-

ringverdienenden zu Leistungsbeziehenden erklärt 

die arbeitsmarktpolitische Sprecherin Silvia Schön: 

„Davon, dass Schwarz-Gelb den Hartz-IV-Beziehenden 

nur fünf Euro mehr geben will, haben die Niedrigver-

diener überhaupt nichts. Das einzige, wovon sie etwas 

hätten, sind flächendeckende Mindestlöhne. Dafür 

starten wir erneut eine Bundesratsinitiative.“

Die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Grünen 

betont, dass  die geringe Anhebung der Regelsätze mit 

dem Kahlschlag bei der Beschäftigungs- und Quali-

fizierungsförderung einhergeht. „Damit gefährdet 

Schwarz-Gelb ausgerechnet Projekte und schmälert 

Chancen, die Menschen wieder in Arbeit bringen sol-

len. Was die Bundesregierung den Hoteliers schenkt, 

holt sie sich 

jetzt bei den 

arbeitslosen 

M e n s c h e n  

mehrfach zu-

rück“, so Sil-

via Schön.

 Schwarz-Gelb spaltet 
die Gesellschaft

grün:  a ktuell
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Schilfröhricht umgebener Priele. In den Röhrichten können 

Blaukehlchen oder auch Schilfrohrsänger brüten. Auch 

der Eisvogel zeigt sich häufiger. Hinzu kommt ein großes 

Grünland-Graben-Gebiet, das vielen geschützten Vogelar-

ten als Rückzugsgebiet dient.

„Die Luneplate umfasst rund 1500 

Hektar. 200 Hektar sind für die An-

siedlung von Betrieben vorgesehen. 

Das reicht. Der Rest sollte die Chance 

haben, sich zum Naturparadies zu 

entwickeln“, so Frank Willmann.

e c k e
Von Äpfeln und Birnen

Die Grünen setzen sich für das

konsequente Nachtflugverbot ein.

Die Grünen wollen noch bessere

Bürgerbeteiligung erreichen.

Die Eiskernforschung, an der das AWI 

Bremerhaven in Grönland beteiligt 

ist, liefert zentrale Erkenntnisse, um 

Klimamodelle sicherer zu machen. 

Welche Erkenntnisse bringt uns die 

Klimaforschung in der Polarregion? 

Welche Klimaschutzmaßnahmen 

und Anpassungsstrategien sind bei 

uns in der Nordwestregion nötig? 

Diese Fragen standen im Mittelpunkt 

einer hochkarätig besetzten Podi-

umsdiskussion, zu der die Grünen 

jüngst eingeladen hatten. 

  

@ Ein Bericht dazu im Internet unter 

www.gruene-fraktion-bremen.de.

AKWs abschalten
S e i t e 2
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Die Vorschläge der Bundesregierung zur Neuregelung der Regelsätze sind unsozial und undurchsichtig. 

D

Grünen eine Lösung gefunden werden. 

„Die AnwohnerInnen dürfen nicht die 

Leidtragenden von Logistikproblemen 

im Flugverkehr sein. Der nächtliche 

Fluglärm belastet die Menschen in 

Hemlingen und im Bremer Süden, die 

auch noch anderen Verkehrslärm ertra-

gen müssen. Sie haben ein Recht auf 

Schlaf. Eine achtstündige Nachtruhe 

muss künftig gewährleistet sein“, so 

Maike Schaefer.

Die Bürgerschaftsabgeordnete 

der Grünen bezweifelt nicht, dass der 

Flughafen für die touristischen Erfolge 

und die Wirtschaft der Stadt wichtig 

ist. „Aber darüber darf der Schutz 

der Anwohnerinnen und Anwohner 

vor Dauerlärm nicht vernachlässigt 

werden. Der Flughafen Bremen liegt 

quasi mitten in der Stadt. Das bringt 

für die Menschen erhebliche Belastun-

gen mit sich. Die Lage des Flughafens 

zwingt zu strengen Auflagen bei den 

Flugzeiten. Diese 

Auflagen müssen 

wesentlich stärker 

eingehalten wer-

den als bisher“, 

bekräftigt Maike 

Schaefer.

Beim Kauf eines Apfels – 

so die FDP in der Debatte 

um die einseitige Bei-

tragserhöhung für Be-

schäftigte im Zuge der 

Gesundheitsreform – 

gebe einem schließlich 

auch niemand die Hälfte dazu. Klar – für Birnen auch 

nicht. Aber derartige Äpfel-und-Birnen-Vergleiche 

können nicht verdecken, dass die FDP ihr Verspre-

chen bricht: Statt mehr Netto vom Brutto haben 

ArbeitnehmerInnen durch die Reform  weniger.

Das Progamm ‚Wohnen in Nach-

barschaften (WiN)‘ wird bis 2016 

fortgeführt. Mit einer 100-Prozent-

Förderung können Gröpelingen, 

Neue Vahr, Tenever, Kattenturm, 

Huchting, Lüssum-Bockhorn, He-

melingen und das Schweizer Viertel 

rechnen. Die 50-Prozent-Förderung 

wird in Huckelriede, Oslebshausen 

und Grohn beibehalten. „Das WiN-

Programm gibt wichtige Impulse zur 

Selbsthilfe. Die Probleme von Armut 

und Segregation kann WiN aber nicht 

alleine lösen. Dafür ist ein ressort-

übergreifendes Konzept nötig“, so 

die baupolitische Sprecherin Karin 

Krusche.

WiN-Programm
wird fortgeführt 

An der Grundschule Admiralstraße 

in Findorff beginnt im nächsten Jahr 

der Modellversuch ,Verlässliche 

Grundschule PLUS‘ – mit Mittagessen 

und Förderunterricht durch Lehrkräfte 

bis 15 Uhr.  Ein detailliertes Konzept 

wird nun erarbeitet. Das Konzept 

kann auch auf andere Grundschule 

übertragen werden. Die Teilnahme 

ist freiwillig. Die ‚Grundschule PLUS‘ 

darf aus grüner Sicht aber nicht der 

Einstieg in die ‚Ganztagsschule light‘ 

sein. „Ganztagsschulen verbessern 

die Bildungschancen und helfen 

gegen soziale Ausgrenzung. Bislang 

sind nur 20 Prozent der Grundschulen 

als Ganztagsschulen organisiert. Das 

wollen wir noch deutlich ausweiten“, 

so die bildungspolitische Sprecherin 

Anja Stahmann.

Grundschule PLUS 
sichert Betreuung 

Zahlreiche Sondergenehmigungen führen dazu, dass die AnwohnerInnen auch noch nach 
22 Uhr unter Fluglärm leiden. Für sie fordern die Grünen spürbare Entlastung.

Die Luneplate dient unter anderem der Nonnengans als Rastgebiet. 
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„BürgerInnen in die Politik hinein holen“

Die Menschen wollen mehr mitreden und tragen den Protest auf die Straße. Im Interview zum Verhältnis von Politik und 
BürgerInnen fordert Fraktionsvorsitzender Matthias Güldner mehr und stärker verankerte Beteiligungsmöglichkeiten.

Wie muss das repräsentative System ergänzt werden, 

um die Menschen besser einzubinden? 

Es muss um Elemente direkter Demokratie wie Volks-

begehren und Volksentscheide ergänzt werden. Diese 

müssen durch realistische Hürden – sogenannte 

Quoren – geschützt werden. Sie müssen einerseits 

so hoch sein, dass sie Willkür und Herrschaft der 

Minderheit verhindern, und andererseits so niedrig, 

dass der Volkswille auch tatsächlich durchgesetzt 

werden kann. Wir haben diese Hürden in Bremen 

jüngst gesenkt. Jetzt diskutieren wir, ob wir noch ein 

weiteres Stückchen nach unten müssen. Wie passt 

das zusammen, dass wir PolitikerInnen uns vor dem 

Bürgerwillen abschotten und mit den Entscheidungen 

alleine bleiben wollen? Ich will die BürgerInnen, die 

Stadtgesellschaft mit all ihren Widersprüchen in die 

Politik hinein holen.

Wie kann das gelingen?

Wir müssen uns vielfältige Mechanismen über-

legen, wie man Bürgerbeteiligung stärker im ge-

samten Prozess bei allen Arten von Projekten und 

Entscheidungen verankert. Bisherige Erfahrungen 

damit sind positiv. Vieles verbessert sich im Ver-

gleich zur reinen Expertenplanung. Und es wird 

natürlich hinterher  auch ganz anders akzep-

tiert und respektiert. Unsere politische Aufgabe 

ist es, Rahmenbedingungen zu formulieren, für 

Chancengleichheit der BürgerInnen zu sorgen, 

Transparenz über Interessen und Verfahren her-

zustellen, Blockaden zu verhindern und für die 

Umsetzung der so getroffenen Entscheidungen zu 

sorgen. Bürgerbeteiligung darf auch kein Synonym 

für Stillstand sein. Dann wäre sie bald am Ende.

Besteht damit die Chance, auch die inzwischen größte 

Gruppe - die NichtwählerInnen - wieder in politische 

Prozesse zurückzuholen? 

Die Chance ja. Aber man darf die unterschiedlichen 

Motivationen der Wahlenthaltung nicht übersehen. 

Nicht alle, die nicht mehr wählen gehen, haben ein 

Interesse, selbst mehr mitzubestimmen. Es gibt auch 

die, die auf das Allgemeinwohl nichts geben. Es gibt 

die notorischen Nörgler, die sich über das Schimpfen 

auf Andere definieren und nicht selbst angreifbar 

werden wollen. Allen werden wir es mit direkter Demo-

kratie nicht recht machen können. Aber auf lange Sicht 

kommen wir in einem gefestigten demokratischen 

Rechtsstaat gar nicht darum herum, den BürgerInnen 

mehr Rechte einzuräumen. Sie sind gerade dabei, sich 

das Schritt für Schritt zu erkämpfen. Mir macht das 

Hoffnung, keine Angst. 

Selbst wenn es zu Verbesserungen kommt: Bleiben 

bestimmte Konflikte nicht unauflösbar - etwa, wenn 

AnwohnerInnen ein Neubaugebiet nicht wollen, es 

aber für die Stadtentwicklung wichtig ist?

Wir müssen lernen zu fragen: Warum wollen sie es 

nicht? Ist es wirklich von so großer Bedeutung für die 

Stadtentwicklung? Wurde an alles gedacht, was es den 

AnwohnerInnen ermöglichen würde, zuzustimmen? 

Gibt es Alternativen? Wie steht es mit den Folgeko-

sten? Kann es auch eine 

Nummer kleiner sein? 

Wer diese Fragen igno-

riert oder unterdrückt, 

wird zukünftig bei Wah-

len und auf der Straße 

daran erinnert werden.  

S  tuttgart 21, Bildungsreform in Hamburg, Rauch-

verbot in Bayern: Die Menschen wollen mitreden - oft 

zum Ärger der gewählten VolksvertreterInnen. Warum 

tun sich manche PolitikerInnen mit der urdemokrati-

schen Einmischung so schwer?

Wir haben nach dem Krieg sehr gute Erfahrungen mit 

der repräsentativen parlamentarischen Demokratie 

gemacht. Heute geht es um eine Weiterentwicklung 

und Vertiefung unseres demokratischen Systems. Der 

politische Gestaltungswille vieler Menschen geht heu-

te weiter als sich nur als WählerIn bzw. KlägerIn gegen 

ein Vorhaben zu sehen. BürgerInnen arbeiten sich in 

vieles genauso tief ein wie sogenannte ExpertInnen. 

Sie wollen auch bei konkreten Projekten mitbestim-

men. Das zu ermöglichen ist eine große Chance für 

unsere Demokratie.

Bürgerbeteiligung findet im Rahmen der formalisier-

ten Verfahren oft erst statt, wenn Grundsatzbeschlüs-

se längst gefallen sind. Gegenüber protestierenden 

BürgerInnen wird dann häufig argumentiert, dass 

Veränderungen an einem Projekt nicht mehr möglich 

sind, da es einmal so beschlossen wurde. Muss Bür-

gerbeteiligung nicht viel früher einsetzen?

Sie muss früher und später möglich sein. Am Beispiel 

von Stuttgart 21, aber auch der A 281 in Bremen 

sieht man, dass wir ein Mehr-Ebenen-System von 

demokratischer Einflussnahme brauchen. In formali-

sierten Verfahren wie Planfeststellungsverfahren, in 

beständigem Bürgerdialog wie Runden Tischen und 

nachlaufend mit der Möglichkeit, geänderte Rahmen-

bedingungen in die Bewertung eines Projektes neu 

einfließen zu lassen – seien es extrem gestiegene 

Kosten bei Stuttgart 21 oder ein zusätzlicher Bauab-

schnitt und damit neue Möglichkeiten der Gestaltung 

bei der A 281.

Wie steht‘s damit in Bremen, wenn man an den Pro-

test gegen die geplante Streckenführung der A 281 

oder auch der Linie 1 in Huchting denkt?

Planer wollen möglichst nach ihren Maßstäben freie 

Hand für den jeweiligen Bau haben. Das ist aus ihrer 

Sicht verständlich, muss aber nicht mit den Interessen 

der Menschen vor Ort übereinstimmen. BürgerInnen 

müssen ihre Interessen und Erfahrungen einbringen. 

Und PolitikerInnen müssen auf diese Stimmen hö-

ren, um ein realistisches Gesamtbild, ein Abwägen 

verschiedener Entscheidungsalternativen besser 

möglich zu machen. Wir Grünen sind mit dem Slogan 

‚Bremens Alternative‘ angetreten. Um das zu sein, 

müssen wir auch die von BürgerInnen entwickelten 

Alternativen als Vorlage gelten lassen. Die Vorschläge 

der BürgerInnen müssen mit in die Beratungen ein-

fließen und sorgfältig abgewogen werden. Unterm 

Strich müssen die Planungen auch mit den realen 

Bedürfnissen der Menschen in Einklang zu bringen 

sein. Nur so schafft man die nötige Akzeptanz.  

Bleiberecht für junge Zuwanderer
Hier sozialisierte Kinder von geduldeten Familien dürfen bleiben. Sie erhalten eine Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. 
Das sieht ein neuer Erlass vor, mit dem Bremen als erstes Land einen strittigen Punkt im Ausländerrecht liberalisiert.

ihrer Einreise nach Deutschland eine falsche Identität 

angegeben hatten. Sie wurden bislang wie ihre Eltern 

nur geduldet – egal, wie gut sie in Bremen und Bremer-

haven integriert sind, wie fleißig sie in der Schule und 

wie gut sie im Sportverein verwurzelt sind. Die Kinder 

wurden für die Verfehlung ihrer Eltern mitbestraft. 

Folge des unsicheren Duldungsstatus: schlechte Aus-

sichten auf einen Ausbildungsplatz. Schließlich stellt 

kaum ein Arbeitgeber jemanden ein, der mitten in der 

Ausbildung abgeschoben werden könnte.

Rund 1000 betroffene Kinder und Eltern profitieren 

nun von der Neuregelung. „Diese jungen Menschen 

müssen nicht länger mit der ständigen Angst vor 

Abschiebung leben. Mit der Bleiberechtsregelung

B  remen gibt einer Gruppe von bisher nur geduldeten 

Migranten-Kindern einen sicheren Aufenthaltsstatus 

und öffnet ihnen so die Tür zu Ausbildung und Beruf.  

Ein entsprechender Erlass gilt seit Oktober. „Der In-

nensenator setzt jetzt eine langjährige Forderung der 

Grünen um. Vielen betroffenen Kindern und Jugend-

lichen ist Deutschland längst zur Heimat geworden. 

Es ist doch aberwitzig, einerseits hier sozialisierte 

junge Menschen rauszuwerfen und gleichzeitig über 

fehlende Fachkräfte zu jammern“, so der innenpoli-

tische Sprecher Björn Fecker.

 Bremen ist das erste Bundesland, das das Auslän-

derrecht in einem strittigen Punkt liberalisiert: Es geht 

dabei um die minderjährigen Kinder von Eltern, die bei

wird für die Kinder endlich eine Zukunftsperspektive 

geschaffen. Ihre Schul- und Ausbildungschancen 

vervielfachen sich jetzt. Die Betroffenen und auch 

Arbeitgeber wissen nun, dass sie bleiben dürfen“, so 

die integrations- und migrationspolitische Sprecherin 

Zahra Mohammadzadeh. Die Regelung verhilft auch 

den Eltern zum Bleiberecht. Denn sie dürfen nicht 

von den Kin-

dern getrennt 

werden. Das 

verlangt der 

Schutz von Ehe 

und Familie im 

Grundgesetz.

Grüne kämpfen bis zum Ausstieg
Falls die Bundesregierung die AKW-Laufzeitverlängerung am Bundesrat vorbei durchsetzen will, soll Bremen dagegen 
beim Verfassungsgericht klagen. Das sieht eine Initiative vor, die das Parlament beschlossen hat.

ist unfassbar“, so Maike Schaefer. Der Senat soll 

sich nun bei der niedersächsischen Landesregierung 

für das baldige Abschalten des AKW Unterweser in 

Esenshamm stark machen.  Zudem soll sich der Senat 

auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die Haftungs-

begrenzung für AKW-Betreiber im Falle von Unfällen 

aufgehoben wird. Sie sollen ferner an den Kosten für 

die Lagerung von Atommüll beteiligt werden.

Mit ihrem Beschluss riskiert die Bundesregierung 

nicht nur die Sicherheit der Menschen, sondern 

sie bremst auch die erneuerbare Energien aus. Das 

schadet dem Windkraftstandort Bremen und Bremer-

haven. „Die Ausbaugeschwindigkeit der Windenergie 

wird voraussichtlich massiv verringert. Der Atomdeal 

beschert den AKW-Betreibern bis zu 100 Milliarden 

Euro zusätzliche Gewinne. Davon werden gerade mal 

15 Milliarden für erneuerbare Energien abgeführt. Das 

ist skandalös, zumal beim konsequenten Ausbau der 

erneuerbaren Energien spätestens 2021 das letzte 

AKW abgeschaltet werden könnte. Der Atomdeal ze-

mentiert nun die Monopolstellung der Energieriesen. 

Die Zeche zahlen die VerbraucherInnen“, unterstreicht 

Maike Schaefer. 

B  remen soll gegen die Laufzeitverlängerung für 

Atomkraftwerke klagen, falls die schwarz-gelbe Bun-

desregierung den Bundesrat umgeht. Das hat der 

Landtag auf Initiative der Grünen beschlossen. Vor der 

Sitzung hat die Fraktion gegen den unverantwortlichen 

Atomdeal protestiert – und auf dem Marktplatz aus 

Keksen gebaute AKWs zur ‚sofortigen Abschaltung‘ 

an PassantInnen verteilt.

Die Grünen pochen bei der Entscheidung zu den 

AKW-Laufzeiten weiter auf die Beteiligung der Län-

derkammer. Schließlich geht es nicht um moderate 

Verlängerungen, sondern um einen Zeitraum von 

bis zu 14 Jahren. Deshalb ist die Beteiligung des 

Bundesrates unerlässlich. „Wenn das Thema dort zur 

Abstimmung kommt, wird Bremen seine Zustimmung 

verweigern“, betont die energiepolitische Sprecherin 

Maike Schaefer. 

Das Risiko eines GAUs, der hochgefährliche 

Atommüll und Atomtransporte nehmen durch die Ent-

scheidung von CDU und FDP zu. Bremen ist mit sechs 

Atomkraftwerken im Umkreis am stärksten bedroht. 

„Dass ein alter Meiler wie in Esenshamm trotz der atte-

stierten Sicherheitsmängel nun bis 2020 laufen darf,

Der Protest gegen Stuttgart 21 macht deutlich, dass die Bürgerbeteiligung verbessert werden muss. 
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